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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Wagner und der Fraktion 
DiE GRÜNEN 
— Drucksache 10/4084 — 


Kindesmißhandiung und -vernachiässigung in der Bundesrepubiik Deutschiand 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit - 118 - 
GA - 10/173 - hat mit Schreiben vom 13, Mai 1986 namens der 
Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat in der letzten Zeit mehrfach zur Lage 
der Kinder in unserer Gesellschaft Stellung bezogen, insbeson- 
dere in ihrer Antwort auf die Großen Anfragen zum sexuellen 
Mißbrauch von Kindern, Drucksache 10/3845, und zur Lebenssi- 
tuation der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland, Drucksa- 
che 10/4623. Darin hat sie deutiich gemacht, wo ihre Hauptak- 
zente zur Verbesserung der Lebenssituation von Kindern und 
Jugendhchen in der Bundesrepubük Deutschland hegen. Sie hat 
durch ihre Poütik gezeigt und in den erwähnten Antworten 
betont, welch große Bedeutung sie einer ungestörten Entwicklung 
der Kinder beimißt, und wie wichtig der Bundesregierung ihre 
Fördenmg ist. Sie wird erst recht aUes in ihren Kräften Stehende 
tim, um Kinder vor Mißhandlung und Vernachlässigung zu schüt- 
zen und zu bewahren. 

Auch an dieser Stehe unterstreicht die Bundesregierung, daß der 
Famihenpohtik im Rahmen ihres pohtischen Handelns ein sehr 
hoher Stehenwert zukommt. Mit ihren neuen und die Famihen 
wesenthch höher entlastenden famihenpohtischen Maßnahmen 
hat sie die Weichen für eine stärkere Berücksichtigung der 
Belange der Famihe und damit der Kinder in Gesehschaft und 
Staat gesteht. 

Das Bundesministerium für Jugend, Fanühe und Gesundheit hat 
in Berlin das Modehprojekt „Hüfe für Kinder in Notlagen" geför- 
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dert. Die Wissenschaftliche Begleitung dieses Modellprojekts lag 
bei der Fachhochschule für Sozialarbeit und Sozialpädagogik in 
Berlin. Unter dem Titel „Jenseits der Gewalt - Hilfen für mißhan- 
delte Kinder" haben die Autoren den Abschlußbericht des 
Modellprojekts vorgelegt. Unter finanzieller Beteiligung des Bun- 
desministeriums für Jugend, Famihe und Gesundheit erscheint 
der Bericht in diesen Tagen im Buchhandel. Es ist allerdings völlig 
einseitig, anhand eines Modellprojekts eine Gesamtbeurteüung 
über die Lage mißhandelter Kinder abzugeben, so wie sie der 
Großen Anfragen der Fraktion DIE GRÜNEN zugnmde liegt. 

Die wissenschafthche Auswertung des Modellprojekts stützt sich 
auf eine Stichprobe von 26 Kindern aus 20 Famihen in Berlin und 
auf 29 Kinder aus 24 Famihen im Kinderzentrum Gütersloh. Insge- 
samt wurden also 55 Fälle aus 44 Famihen in die Untersuchung 
einbezogen. 

Die Autoren bezeichnen es als ein „außerordenthch wichtiges 
Ergebnis des ModeUversuchs, daß auch der neue Kinderschutz in 
der beraterischen und famihentherapeutischen Arbeit mit Fami- 
hen, in denen es zu Kindesmißhandlimg und Kindesvemachlässi- 
gung gekommen ist, noch ganz am Anfang steht: Ernüchterung 
als Ergebnis, Entzaubenmg der hochfhegenden Ansprüche, wo 
man hinsieht, wenn man den Beratungsprozeß kritisch in den 
Bück nimmt, Schwierigkeiten über Schwierigkeiten, immer wie- 
der scheint es am Mindesten zu fehlen, am rechten Verständnis, 
am beraterischen Handwerkszeug, leiden die Berater, sind sie 
verzweifelt, fühlen sie sich ausgebrannt und woUen es doch auch 
zugleich nicht wahrhaben" (S. 417 des maschinengeschriebenen 
Manuskripts). Weiterhin bescheinigen die Autoren, daß es in der 
Kemproblematik des ModeUversuchs, der Famihenberatung im 
Verbünd mit stationärer Krisenhüfe, zu einem außerordenthch 
widersprüchhchen Ergebnis gekommen sei. Einerseits habe die- 
ser Verbund zu einem guten Erfolg geführt, andererseits hat „der 
Verbund von ambulanter Beratung und stationärer Hilfe zu erheb- 
hchen Konflikten, die bis zur Zerreißprobe der Kinderschutz- 
Zentren ging, zwischen den Beratern und den Betreuern in der 
Kinderwohngruppe geführt" (S. 426). 

Diese Aussagen zeigen, daß die Konzeption eines neuen Kinder- 
schutzes und die danach in den Kinderschutzzentren geleistete 
Arbeit nicht ohne weiteres übertragbar ist oder gar als beispiel- 
haftes ModeU angesehen werden kann. Die Aussagen verdeuth- 
chen vielmehr, daß die Konzeption als solche verbessenmgsbe- 
dürftig ist, daß an die Quahtät der Mitarbeiter in den Zentren 
besondere Anforderungen zu stehen sind und daß weitere Formen 
der Kinderschutzarbeit erprobt werden müssen. 

Die Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN geht offenbar 
davon aus, daß der in Berlin durchgeführte ModeUversuch und 
der darauf basierende Abschlußbericht richtungsweisend sei für 
einen sich „offensiv verstehenden pohtischen Kinderschutz". So 
weitgehende Konsequenzen können aber aus dem Bericht nicht 
gezogen werden. Darüber hinaus enthält das Vorwort zur Großen 
Anfrage Behauptungen, Vorurteüe und UntersteUungen, die die 
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Bundesregierung zurückweist. Die Bundesregierung nimmt die 
Probleme, die mit der Mißhandlung und Vernachlässigung von 
Kindern verbrmden sind, sehr ernst; sie setzt sich ein für eine 
Bewußtseinsändenmg in der Bevölkerung, damit immer besser 
erkannt wird, daß Kinder auf die Zuwendung ihrer Eltern und auf 
gute Lebens- und Entfaltungsräume angewiesen sind. Gleichzei- 
tig leistet die Bundesregierung mit ihrer Familienpohtik ihren 
Beitrag, damit Eltern ihren Kindern Zuwendrmg entgegenbringen 
und Entfaltungsmöglichkeiten bieten können. Sie sieht aber kei- 
nen Sinn darin und ist nicht bereit, sich an Spekulationen über die 
Höhe der Dunkelziffer im Bereich von Kindesnüßhandlung und 
-Vernachlässigung zu beteUigen. Sie weist deshalb die Behaup- 
tung ziuück, Gewalt gegen Kinder sei eine gesellschaftliche Nor- 
malität. Wer solches behauptet, diffamiert unsere Familien, trägt 
zu ihrer Verunsicherung bei und schafft ein kinder- und famiüen- 
feindhches Khma, in dem alle Eltern als potentielle Gewalttäter 
verdächtigt werden, die nur noch in den Kategorien eines Freund- 
Feind- Verhältnisses zu denken und zu handeln in der Lage sind. 

Der Familienpohtik der Bundesregierung hegt ein ganz anderes 
Famihenverständnis zugrunde. Ehe Bundesregierung bezieht die 
Legitimation für ihre Famihenpohtik aus dem Artikel 6 des Grund- 
gesetzes, Dementsprechend mißt sie auch der Famüienpohtik 
einen ganz besonders hohen Stellenwert im Gesamtbereich ihres 
pohtischen Handelns zu. Diese Famihenpohtik setzt sich in allen 
gesellschafthchen und staathchen Bereichen für eine kinder- und 
famihenfreundhche Umwelt ein, sie setzt sich ein für die Achtung 
vor dem menschhchen Leben, dem ungeborenen und dem gebo- 
renen, und sie schützt, stärkt und fördert Ehe und Famüie als 
Institutionen imd als konkrete Lebensgemeinschaften, 


/. Zur Problemlage 

1. Was versteht die Bundesregierung unter Kindesmißhandlung? 

Der Begriff der Kindesmißhandlung beschreibt die nicht imfallbe- 
dingte körperhche oder seehsche Verletzung eines Kindes oder 
Jugendhchen durch einen Eltemteil oder eine Betreuungsperson, 
Heute sind verschiedene Formen von Kindesmißhandlung 
bekannt: Die körperhche Mißhandlung wird von der Vernachläs- 
sigung, der psychischen Mißhandlung und der sexuellen Miß- 
handlung abgegrenzt. 


2. Stimmt die Definition der Bundesregierung mit der Definition von 
Kindesmißhandlung überein, die vom Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit imter den Ministem Frau Huber 
und Frau Fuchs veröffentlicht wurde („Kindesmißhandlung ist eine 
nicht zufällige bewußte oder unbewußte gewaltsame körperliche 
und/oder seehsche Schädigung, die in FamÜien oder Institutionen, 
wie z. B. Kindergärten, Schulen, Heimen, Kliniken, geschieht und die 
zu Verletzungen und/oder entwicklungshemmenden oder sogar zum 


3 




Drucksache 1 0/5460 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Tode führt iind die das Wohl \ind die Rechte eines Kindes beein- 
trächtigt oder bedroht". BMJFG, Herausgeber: Kindesmißhandlung- 
-Kinderschutz. Ein Überbhck. Bonn 1980, S. 7)? 

Wenn nein, aus welchen Gründen nicht? 

Die Btindesregierung sieht keine Veranlassung, von der in der 
Frage zitierten Definition von Kindesmißhandlung abzuweichen. 
Sie vunfaßt alle denkbaren Möghchkeiten in bezug auf Schädiger, 
Schädigung, Schädigungsort und Schädigungsfolgen. Gleichzei- 
tig ist in der erwähnten Broschüre aber auch festgestellt worden: 
„Eine allgemein gültige Definition von Kindesmißhandlung gibt 
es nicht, nur mehr oder weniger brauchbare" (S. 5). Diese Feststel- 
limg ist notwendig, weü wegen der durchaus möghchen unter- 
schiedlichen Beteiligung verschiedener Personen am Störungs- 
büd eines mißhandelten Kindes von einem „Mißhandlungssyn- 
drom" gesprochen werden muß, das nicht immer zuverlässig die 
jeweilige Beteüigxmg der Schädiger im Verlauf einer Kindesmiß- 
handlung erkennen läßt. 


3. Welche Schädigungen und Verletz\ingen erkennt die Bundesregie- 
rung nach der vorgegebenen Definition als Folge von Kindesmiß- 
handlxingen? 

4. In welchem Ausmaß lassen sich Zusammenhänge feststellen zwi- 
schen Mißhandlungserfahrungen und folgenden Symptomen und 
Entwicklvmgsstönmgen: Behinderungen, Verhaltensauffälligkeiten, 
Sprachstörungen, aggressives und autoaggressives Verhalten, psy- 
chosomatische Krankheitsbüder, Autismus, psychomotorische Schä- 
digmigen, Angstzustände, Selbstwertprobleme, Selbsttötungen? 

An Kindesmißhandlung ist zu denken, wenn folgende Beobach- 
timgen gemacht werden können; 

— Nicht erklärbarer köprerhcher Befund, Hinweise auf frühere 
V erletzimgsf olgen ; 

— Zeichen für psychische und physische Vernachlässigimg, für 
die sich keine adäquate Erklärung, wie z. B. eine Ernährungs- 
störung findet; 

— besonders ausgeprägte Ängstlichkeit des Kindes; 

— bei jüngeren Kindern Fehlen des Schutzsuchens bei den Eltern 
imd Zugehen auf andere Erwachsene in einer für das Kind 
neuen bzw. angstbesetzteu Situation; 

— bei älteren Kindern „Mauern" gegen alle Anzeichen eines 
Konfliktes sowie gleichzeitig überangepaßtes Verhalten. 

Im einzelnen kann das klinische Bild durch folgende Merkmale 
gekennzeichnet sein: Körperhche Schäden und Verletzungsfol- 
gen, Gedeih- und Wachstumsstörungen, intellektuelle Beein- 
trächtigimgen, emotionale Störungen und VerhaltensauffäUigkei- 
ten sowie eine langfristige Beeinträchtigung der Persönhchkeit. 

An emotionalen Störungen und Verhaltensauffälligkeiten finden 
wir bei mißhandelten Kindern; 

— Beeinträchtigung der natürhchen Lebensfreude: gestörtes 
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Spielverhalten, Antriebsarmut, Freudlosigkeit, keine Motiva- 
tion zum altersadäquaten Spielen. 

— Multiple Verhaltensauffälligkeiten wie aggressives Verhalten, 
Einnässen, Schlafstörungen, Hyperaktivität, dissoziales und 
delinquentes Verhalten. 

— Gestörtes Selbstwertgefühl, ausgedrückt durch mangelndes 
Selbstvertrauen, Mißtrauen gegenüber anderen Menschen und 
durch Rückzugstendenzen. 

— Oppositionelles Verhalten. Dies kann sich in Aggressivität, 
aber auch in passivem Widerstand zeigen. 

— Lern- und Leistungsprobleme finden sich beim überwiegenden 
Teü nüßhandelter imd vernachlässigter Kinder. 

— Pseudo-erwachsenes Verhalten. 

Bei einer Mehrheit der Kinder mit diesen Symptomen imd Ent- 
wicklungsstörungen sind diese jedoch nicht durch Mißhandlung 
hervorgerufen worden. In Frage kommen hierfür eine Fülle von 
angeborenen und erworbenen Defekten bzw. Erkrankimgen und 

— zumindest für einige der genannten Störungen - auch elterli- 
ches Fehlverhalten, das aber mehr auf Unkenntnis der kindlichen 
Psyche als auf bewußter oder unbewußter Mißhandlimg beruhen 
dürfte. 

Eine systematische Auswertimg bekanntgewordener Fälle im 
Hinblick auf Symptome oder Symptomkomplexe bei mißhandel- 
ten Kindern existiert in der Literatur nur in Ansätzen. Daher kann 
nur ganz eillgemein bestätigt werden, daß Zusammenhänge beste- 
hen können zwischen den genannten Störungen imd Mißhand- 
lungserfahnmgen. 


//. Ursachen 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erkenntnis, daß das Problem 
Gewalt in Familien nicht auf dem Hintergrund einer Täter-Opfer- 
Beziehung verstanden werden kann, sondern daß eine Problemcina- 
lyse die Familie als Interaktionszusammenhang betrachten muß, der 
die Entwicklung über mehrere Generationen einschließt? 

2. Zieht die Bundesregierung daraus die Konsequenz, daß maßnah- 
menorientierte und täterfixierte Handlungsansätze zugunsten von 
Hilfsprogrammen für die betroffenen Fanüüen aufgegeben werden 
sollten? 

3. Wie beurteüt die Bundesregierung die Ergebnisse des von ihr durch- 
geführten Modellversuchs, die zeigen, daß Kindesmißhandlung imd 
Vernachlässigung in einem engen Zusammenhang stehen zu 

— lebensgeschichthchen Beziehungsbrüchen und Trennungs- 
erfahrung (dauerhafter Verlust von Beziehungspersonen z. B. 
Trennung oder Tod der Eltern, Heimeinweisung, Krankenhaus- 
aufenthalte), 

— Gewalterfahrungen der Eltern, 

— massiver sozialer Deprivation (Armut, Wohnlage, Isolation, 
Arbeitslosigkeit), 

— Überforderungssituation und mangelndem Hilfsangebot in 
besonderen pfilfslagen? 
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Die Entstehungsbedingungen von Kindesmißhandlungen und 
-Vernachlässigungen sind außerordentlich vielschichtig. Die Ursa- 
chen können sowohl in der Famüie selbst liegen als auch in den 
Lebensumständen, in denen sich die Famüie befindet. 

Die frühere Forschung lag hauptsächhch im kriminologischen, 
forensischen und psychiatrischen Bereich. Sie befaßte sich nur mit 
bekanntgewordenen Extremfällen, die zumeist strafrechtlich rele- 
vant waren. Danach lassen sich die Ursachen nicht monokausal 
erklären. Vorliegende Studien belegen, daß jeweüs unterschiedli- 
che zusammengesetzte Ursachenbündel maßgebend waren. 

Diese Untersuchungen führten zu der Erkenntnis, daß bei den 
mißhandelnden Eltern oft psychische Fixierungen festzustellen 
waren in der Form, daß die Eltern selbst als Kind mißhandelt 
worden waren und sie daraus gelernt haben, aggressives und 
gewalttätiges Handeln cils Mittel zur Lösung von Konflikten ein- 
zusetzen. Solche Verhaltensmuster können über Generationen 
hinweg weitergegeben werden. Darüber hinaus können individu- 
elle psychische Schwächen (angeborene und erworbene), 
schwere Krankheiten und vor allem auch Alkoholismus das 
Zustandekommen von Kindesmißhandlungen begünstigen. 

Diese auf das Individuum zentrierten Erklänmgsansätze gehen 
davon aus, daß die primären Ursachen für die Kindesmißhandlung 
bei den unnüttelbaren Bezugspersonen, das sind in der Regel die 
eigenen Eltern, liegen. 

Neuere sozialwissenschaftiiche Forschungsansätze gehen über 
solche individuellen, lebensgeschichtlichen Ursachen hinaus. Sie 
stellen auch gesellschafthche Werthaltungen, wie beispielsweise 
die Einstellungen zur Strafe in der Erziehung, massive Belastun- 
gen der Familien und wirtschaftliche Nöte als wichtige Ursachen 
für die Kindesmißhandlung heraus. 

Ein dritter Erklärungsansatz zur Kindesmißhandlung kann als das 
interäktioneUe Modell bezeichnet werden. Es stützt sich auf fol- 
gende vier Grundannahmen: 

— Den Eltern fehlt (aus verschiedenen Gründen) ein adäquates 
erzieherisches Verhalten. 

— Die mißhandelten Kinder weisen oft ebenfalls Merkmale auf, 
die Mißhandlung begünstigen. 

— In die Interaktion gehen auch Umgebimgsfaktoren ein wie 
Belastungen, niedriges Einkommen, Isolienmg usw. 

— Durch die drei vorgenannten Faktoren kommt eine besondere 
Form der sozialen Interaktion zustande, die Gewaltanwendung 
begünstigt. 

In dieser Sicht sind Kindesmißhandlungen nicht gezielt herbeige- 
führte Verletzungen des Kindes. Sie sind vielmehr Ausdruck der 
Unfähigkeit bzw. der Hilflosigkeit von Eltern, mit dem Kind und 
seinen speziellen Bedürfiüssen angemessen umzugehen, was ins- 
besondere unter dem Druck massiver Belastungen immer weiüger 
gelingt. 
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Zusammenfassend kann festgestellt werden: 

Kindesmißhandlungen geschehen auf dem Hintergrund schwerer 
(auch häufig nicht verarbeiteter) lebensgeschichtlicher Erfahrun- 
gen, in aktuellen (angstvoll erlebten) Konflikten, die in nur noch 
gewaltsam zu lösende Krisen münden; sie geschehen freüich 
häufiger, wenn zu diesen persönhchen Problemen eine schwie- 
rige soziale Belastungssituation (z. B. materielle Notlage, Wohnsi- 
tuation) hinzutritt. 

Eine wirksame Abhilfe kann hier nur geschaffen werden, wenn 
gezielt auf den komplexen Ursachenzusammenhang der Kindes- 
nüßhandlung eingewirkt wird. Deshalb hat die Bundesregierung 
die Verbesserung der familiären Rahmenbedingimgen dtirch 
vielerlei Maßnahmen, nicht zuletzt durch die finanziell größte 
Ausweitung des Familienlastenausgleichs in der Nachkriegszeit, 
an die Spitze ihrer pohtischen Prioritätenskala gesetzt. 


4. Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwischen dem 
Auftreten von Kindesmißhandlung imd Vemachlässigimg und den 
demotivierenden Lebensumständen für Erwachsene, die es ihnen 
zunehmend unmögHch machen, Kinder in sinnhafte soziale Lebens- 
zusammenhänge zu integrieren? 

Sieht die Bimdesregierung bei der zu beobachtenden Demotivation, 
Kinder zu bekommen, geschlechtsspezifische Unterschiede bei 
Mann und Frau? 


Bezüghch des ersten Absatzes der Frage wird auf die Antwort zu 
den Fragen 1 bis 3 verwiesen. 

Zu den geschlechtsspezifischen Unterschieden in den Kinderwün- 
schen bei Maim imd Frau hegen kaum Untersuchungen vor, da in 
der Regel nur die Frauen befragt wurden. Erst in neuerer Zeit wird 
die FragesteUung auf die Männer erweitert. 

Es hat sich gezeigt, daß in der überwiegenden Mehrzahl der Fähe 
der Kinderwunsch der Partner übereinstimmt. Allerdings deuten 
Ergebnisse darauf hin, daß der Kinderwunsch auch in diesen 
Fähen geschlechtsspezifisch tmterschiedhch determiniert ist. 
Jedoch reichen die vorhegenden Untersuchungen nicht aus, um 
abschheßende Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. Die vom 
Bundesministerium für Jugend, Famihe und Gesundheit in Auf- 
trag gegebene „SINUS- Studie" legt die Auffassung nahe, daß 
auch Differenzierungen nach den befragten Gruppen in Rech- 
nung zu stehen sind. 


a) Liegen der Bundesregienmg Untersuchungen zur Veränderung 
im Kinderwunsch vor, beobachtet sie die Veränderungen, und 
wie beurteilt sie die Zusammenhänge zur Verschlechterung der 
Lebensumstände? 


Die Bundesregierung beobachtet die Bevölkerungsentwicklung in 
der Bundesrepubhk Deutschland seit langem und hat dazu eigens 
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eine interministeiielle Arbeitsgruppe eingesetzt, die bisher zwei 
Berichte zur Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepubhk 
Deutschland vorgelegt hat, den letzten im Januar 1984. Die Ent- 
wicklung des Kinderwimsches wird dabei ebenso beobachtet wie 
andere Faktoren, die bei der Geburtenentwicklung eine Rolle 
spielen. 

Der Bundesregierung hegen eine Reihe von Untersuchimgen zum 
Kinderwunsch vor. Allen Untersuchungen ist gemeinsam, daß der 
Kinderwunsch bei den befragten Paaren höher ist als die tatsäch- 
hch reahsierte Kinderzahl. Die Btmdesregierung folgert daraus 
u. a., daß Ursachen für den Geburtenrückgang auch in den wirt- 
schafthchen und sozialen Verhältnissen imd deren Verändenm- 
gen hegen. Sie hat deshalb die FamUienpohtik zu einem zentralen 
Punkt ihrer Pohtik erklärt (Regienmgserklänmgen vom 13. Okto- 
ber 1982 und 4. Mai 1983). Neben wesenthchen Verbessenmgen 
der materieUen Situation der Famihe, die diese Bundesregierung 
durchgesetzt hat, bleibt es eine zentrale Aufgabe für die Zukimft, 
das soziale Umfeld von Famihen weiter zu verbessern imd die 
Wertschätzimg von Ehe und Famihe als Institutionen und als 
konkrete Lebensgemeinschaften zu schützen, zu fördern und zu 
stärken, dcunit eine insgesamt kinderfreimdhche Umwelt geschaf- 
fen wird. 


b) Wie bexirteilt die Bundesregierung im Hinblick auf politische 
Konsequenzen folgende Aussage aus einer Antwort auf die 
Große Anfrage Drucksache 7/3340 (S. 9): „Besonders gefährdet 
sind ungeliebte und unerwünschte Kinder, denen gegenüber die 
Eltern Abneigimg imd Haß entwickeln."? 

c) Glaubt die Bundesregierung, das emotionale Entwicklungsklima 
für ein unerwünschtes Kind durch die Bundesstiftung „Mutter 
und Kind" verbessern zu können? 

Untersuchungen der letzten Jahrzehnte haben ergeben, daß miß- 
handelte Kinder im Zeitpimkt der Geburt oft imerwünscht waren 
und daß Kinder mit Entwicklungsstörungen sowie auch verhal- 
tensauffälhge Kinder häufiger mißhandelt werden als gesunde 
und unauffälhge Kinder. Auch aus anderen Untersuchungszusam- 
menhängen ist bekannt, daß das Verhalten des Kindes (und zwar 
schon in den ersten Lebenstagen und -wochen) das Erziehungs- 
verhalten und die Zuwendung von Eltern und Betreuimgsperso- 
nen beeinflußt. 

Mit der Errichtimg der Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz 
des imgeborenen Lebens" hat die Bundesregierung einen 
wesentlichen Beitrag geleistet, um den Schutz des ungeborenen 
Lebens zu verbessern. In der Begründung zu dem 1984 einge- 
brachten Entwurf des Eirichtungsgesetzes für die Bundesstiftung 
war angekündigt worden: 

„Die Bundesregierung will durch weitere Maßnahmen die 
Bedingungen für das ungeborene Leben verbessern und seinen 
Schutz stärken. Sie will insbesondere die Lage der Mütter 
verbessern und die Benachteiligung der Familien mit Kindern 
abbauen." 
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Die Erfahrungen seit Errichtung der Bundesstiftung haben 
gezeigt, daß durch Hilfen aus Mitteln der Stiftung werdenden 
Müttern eine Entscheidung für ihr Kind erleichtert werden kann, 
wenn sie ihre finanzielle Situation als bedrückend einschätzen. 
Aus den Erfahrungen der Beratungsstellen ist bekannt, daß in 
solchen Fällen Schwangere ihre zunächst als schwierig erschei- 
nende Situation anders beurteilen, wenn ihnen die erforderlichen 
Hilfen unmittelbar gegeben oder zunündest fest zugesagt werden. 
Darüber hinaus bringen die Einführung des Erziehuhgsgeldes 
und des Erziehungsurlaubs sowie die Verbessenmgen im Fanü- 
üenlastenausgleich eine wesentliche Entlastimg für werdende 
Mütter. Finanzielle Zuwendungen sowie die Sicherung des 
Arbeitsplatzes während des Erziehungsurlaubs können hierbei 
die vorhandenen Ängste der Schwangeren abbauen imd so das 
„Ja zum Kind" erleichtern. 


5. Teilt die Bundesregierung die Erkenntis, daß Kindesmißhandlungen 
häufig einen gescheiterten Versuch darstellen, elterliche Macht in 
Rückbesinnung auf traditionelle Rollenklischees (Kindheit, Partner- 
schaft, Geschlechtsherrschaft, Familie) durchzusetzen? 

Zur Kindesmißhandlimg kann es dann kommen, wenn mehrere 
der angeführten Ursachen Zusammenkommen. Zur Ausführung 
genügt oft ein geringfügiger „Auslöser", dessen Gewicht in kei- 
nem Verhältnis zu den gravierenden Handltmgen steht. Dabei ist 
nicht zu verkennen, daß mißhandelnde Familien oft \mter einem 
besonderen situationsbedingten Druck stehen, der Gefühle wie 
Bedrohung, Angst und Ohnmacht erzeugt. 


a) Wie beurteilt die Bundesregierung Erfahnmgen, daß Männer 
angesichts der Emanzipation von Frauen versuchen, innerhalb 
der Familie die überkommene Herrschaftsrolle wiederzubeleben, 
dabei um so mehr unter Erfolgszwang stehen, wie ihnen gleich- 
zeitig die gesellschaftlich anerkannte Identität (z. B. über Verlust 
des Arbeitsplatzes) genommen wird? 

Die Ursachen von Gewalt sind, wie bereits dargelegt, sehr viel- 
schichtig imd komplex. Insbesondere aus früheren Untersuchun- 
gen im Zusammenhang mit Gewcdt gegen Frauen ist bekannt, daß 
in der Regel mehrere Faktoren gewaltbegründend Zusammenwir- 
ken. Die Bimdesregierung hält es nicht für möglich, eine einhel- 
lige imd alles klärende Theorie aufzustellen. Das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie tmd Gesimdheit hat eine Untersuchung 
über die Ursachen von Gewalt gegen Frauen in Auftrag gegeben, 
bei der u. a. deutsche und ausländische Literatur zu dieser Frage 
ausgewertet und verläßliches Zahlenmaterial geliefert werden 
soll, damit die Öffentlichkeit noch mehr für dieses Thema sensibi- 
lisert werden kann. Mit strafrechtlichen Aspekten der Geweilt 
gegen Frauen in der Ehe befaßt sich auch eine vom Bundesmini- 
ster der Justiz in Auftrag gegebene Bevölkerungsumfrage. Zu 
diesem Thema wird der Bimdesminister der Justiz außerdem in 
Kürze ein Symposion durchführen. 


9 



Drucksache 10/5460 Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


b) Sieht die Bundesregierung das Problem, daß Erwerbslosigkeit, 
der Verlust familiärer Kommunikation (z. B. durch neue Medien), 
die Bürokratisierung vieler Lebensbereiche eine Identitätssuche 
innerhalb der Beziehungsstruktur Familie zunehmend erschwert 
und gewaltsame Übergriffe gegen ihre schwächsten Mitglieder 
immer häufiger machen? 


Die Bundesregierung ist bereits an anderer Stelle auf diese Frage- 
stellung eingegangen (vgl. Lebenssituationen der Kinder in der 
Bundesrepublik Deutschland, Drucksache 10/4623, S. 24). Danach 
hat sie festgestellt, daß „das Bedingungsgefüge bei Kindesmiß- 
handlungen komplex und vielschichtig (ist). Viele Faktoren wir- 
ken zusammen. Es ist sowohl die Persönlichkeit der mißhandeln- 
den Person betroffen wie die des nüßhandelten Kindes. Aber auch 
die sozialen und ökonomischen Lebensverhältnisse der Familien 
spielen bei der Kindesnüßhandlung eine Rolle, sie werden in den 
vorliegenden Untersuchungen aber gerade in der Komplexität der 
Wirkimgszusammenhänge auf gezeigt . . . " . 


c) Glaubt die Bundesregierung auf diese sozialen Veränderungen 
und die Versuche von Männern und Frauen, eine neue Rollen- 
identität zu entwickeln, mit der Wiederbelebung traditioneUer 
Rollenklischees angemessen reagieren zu können (vgl. Protokoll 
des 33. Bundesparteitages der CDU, 20./22. März 1985 in Essen, 
S. 173, Rede von Dr. Norbert Blüm: „Aber laßt Mutter Mutter sein 
und Vater Vater sein und nicht den Ehrgeiz aufnehmen, dafür 
alles mit allem zu verwechseln!")? 


Leitbüd der Familienpolitik der Bundesregierung ist die partner- 
schaftliche Ehe und Famüie. Durch eine Verbesserung der gesell- 
schaftlichen Rahmenbedingungen will die Bundesregierung es 
den beiden Ehepartnern ermöglichen, daß sie frei von äußeren 
Zwängen entscheiden können, wie sie die Familienaufgaben ver- 
teilen und ihren Lebensplan verwirklichen wollen. Diese Wahl- 
freiheit überläßt es den Ehepartnern darüber zu entscheiden, ob 
sie Familienaufgaben imd Erwerbstätigkeit miteinander verbin- 
den wollen, ob sie diese beiden Aufgabenbereiche in einer zeitli- 
chen Abfolge nacheinander ausführen woUen oder ob ein Ehe- 
partner sich überwiegend der famüiären Aufgaben annimmt, 
während der andere Ehepartner außerhäuslich erwerbstätig ist. 
Die Bimdesregierung setzt mit ihrer Famüienpolitik die gesell- 
schafüichen Rahmenbedingimgen so, daß die Ehepartner die 
Chance haben, die angebotene Wahlfreiheit zu realisieren. 


IIL Soziale Lage betroffener Familien 

Der Umfang der Gewalt in der Familie läßt sich nur schwer 
abschätzen. Konflikte in der Familie, Streit, körperliche Gewalt 
gegen Kinder und ihre Vernachlässigung werden oft nach außen 
abgeschirmt. Nach der polizeilichen Krinünalstatistik der Bimdes- 
republik Deutschland wurden 1984 1223 Fälle von Kindesmiß- 
handlungen erfaßt. Der Erfassung liegt die Definition des § 223 b 
StGB zugrunde. Ferner ist zu beachten, daß nur die der Polizei 
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bekanntgewordenen Delikte registriert werden. Deshalb stellt der 
Bundesminister des Innern fest, daß im Deliktsbereich „Kindes- 
mißhandlungen" ein „erhebliches Dunkelfeld anzunehmen" ist. 
Es gibt bis heute aber keine Dunkelfeldstudie, aus der sich das 
Ausmaß von Kindesmißhandlung und -Vernachlässigung eindeu- 
tig belegen läßt. 


1 . Welchen Anhaltspunkt hat die Bundesregierung für eine schichtspe- 
zifische Verteilung von Gewalt gegen Kinder? Unterscheidet sich 
eine solche Verteilung hinsichüich körperlicher Mißhandlung, Ver- 
nachlässigung, sexueUen Mißbrauchs und psychischer Mißhand- 
lung? 


Es ist eine in der Literatur weithin verbreitete Annahme, daß die 
sogenannten „imteren" Schichten ihre Kinder häufiger mißhan- 
deln als andere Schichten der Bevölkerung. Es ist unbestritten, 
daß Kindesmißhandlung in allen sozialen Schichten vorkommt. 
Möglicherweise ist die Form elterlicher Gewaltanwendung Kin- 
dern gegenüber schichtenspezifisch unterschiedlich. Einige 
Untersuchungsergebnisse deuten darauf hin, daß körperliche 
Gewaltakte eher in der imteren Schicht vorzukommen scheinen, 
während Formen der psychischen Mißhandlung bzw. Vernachläs- 
sigung eher den Mittelschichten zugeschrieben werden. 

Aus den wenigen bekanntgewordenen Einzelfällen lassen sich 
die Thesen von einer schichtenspezifischen Gewaltanwendung 
nicht hinreichend bestätigen. Im übrigen beteiligt sich die Bim- 
desregienmg nicht an Mutmaßtmgen oder gar Vorverurteüungen 
und sie warnt davor, Familien, die sich in schwierigen Lebenssi- 
tuationen befinden, zu stigmatisieren. 


2. Wie hoch ist das Haushaltseinkommen von Familien, die wegen 
Kindesmißhandlung bekanntgeworden sind, im Durchschnitt? 

3. Wie hoch ist das Pro-Kopf-Einkommen in solchen Familien, und in 
welchem Verhältnis steht es zum Pro-Kopf-Einkommen der Gesamt- 
bevölkenmg? 

4. Wieviel Quadratmeter stehen diesen Familien pro Kopf zur Ver- 
fügung? 


Hierzu liegen der Bundesregienmg keine repräsentativen 
Erkenntnisse vor. 


5. Wie ist die berufliche Situation der Eltern, besonders der Frauen in 
diesen Familien? 

6. Welche Zusanmenhänge bestehen nach Meinung und Wissen der 
Bundesregierung zwischen Kindesmißhandlung in einer neu 
gegründeten Familie und Ablösungskonflikten der Eltern (materielle 
Eigenständigkeit, emotionale Abhängigkeit . . .) von der jeweiligen 
Herkunftsfanülie? 

Sieht die Bundesregierung ein verstärktes Mißhandlungsrisiko bei 
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Familien, die zu einem Zeitpunkt gegründet werden, zu dem die 
Eltern noch keine ausreichende ökonomische und psychosoziale 
Ablösvuig von der Herkunftsfamilie erreicht haben? 

7. Sieht die Bundesregienmg Zusammenhänge zwischen der kinder- 
feindlichen Umwelt (Ballungsräume, Straßenverkehr, ökologische 
Zerstörung, Schulstreß usw.) und einer Zunahme familiärer Krisen? 

Die bereits dargestellte Komplexität der Kindesmißhandlung ent- 
zieht sich jeglichem monokausalen Erklärungsversuch. Bekannt- 
gewordene Einzelfälle können nicht generalisiert werden, jede 
familiäre Situation, in der Kinder mißhandelt werden, hat ihren 
eigenen Erklänmgshorizont. 


8. Wie viele der Familien, die wegen Kindesmißhandlung be- 
kanntwerden, leben in Trennung? 

Wie viele sind Eineitemfamilien, 

wie viele sind Pflegefamilien, 

wie viele sind zusammengesetzte Famüien 

in Relation zu der Größenordnimg der jeweiligen Gmppe in der 
gesamten Bevölkerung? 

Die Bundesregienmg läßt zur Zeit eine Untersuchimg über Schei- 
dungsurteüe durchführen. Ergebnisse dieser Untersuchimg hegen 
noch nicht vor. 


IV. Struktur des Hilfsangebotes 

1. Wenn Kindesmißhandlimgen laut einer Pressemitteilung des Bun- 
desministeriums für Jugend, Familie und Gesimdheit vom 23. Aprü 
1985 ein „gesamtgeseUschaftliches Problem" darstellen, wo müs- 
sen dann nach Meinung der Bundesregierung ihre Hilfsangebote 
ansetzen? 

Geeignete Hilfsangebote müssen sowohl generell präventiv, ins- 
besondere bei der Ausgestaltung der Rahmenbedingimgen für die 
Familie, als auch konkret bei der Schaffung eines bedarfsgerech- 
ten Angebots an BeratimgssteUen imd pädagogischen Hilfen 
durch Freie Träger imd Jugendämter ansetzen. 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Familien hat 
die Bundesregierxmg u. a. ein Finanzpaket in Höhe von 10 Mrd. 
DM verabschiedet. Darüber hinaus setzt sie sich generell für eine 
kinder- und familienfreundliche Umwelt ein. In der für die näch- 
ste Legislaturperiode vorgesehenen Neuordnimg des Jugendhil- 
ferechts sollen die Beratungsangebote und die familienorientier- 
ten erzieherischen Hilfen ausgebaut werden. 


2. Sieht die Bimdesregienmg das Problem, daß die Struktur des 
Verwaitungshandelns bei behördlichen Hilfsangeboten die Bear- 
beitung von Familienproblemen ungünstig beeüülussen kann? 


Die Jugendämter sind zimehmend als leistungsfähige und päd- 
agogisch kompetente Fachbehörden anerkannt. Sie imterhegen - 
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wie alle staatlichen Behörden - den Regeln der öffentlichen Ver- 
waltung. Das bringt auch bei dem hier zur Debatte stehenden 
Problem Vor- und Nachteile mit sich. Freie nichtstaatliche Träger 
und Verbände können in vielen Fällen flexibler und spontaner 
tätig werden und häufig auch schneller das Vertrauen der Hilfesu- 
chenden gewinnen. Der im Jugendwohlfahrtsgesetz verankerte 
Grundsatz der Subsidiarität bildet die Voraussetzimg dafür, daß 
Freie Träger ihre strukturellen Vorteile und Chancen bei der 
Hilfeleistung auch tatsächlich ziu* Geltimg bringen köimen. 


3, Welche öffentlichen Hilfen müßten nach Meinung der Bundesre- 
gierung einer betroffenen Familie verstärkt zugänglich sein, damit 
die gesetzlichen Auflagen des § 1666 a BGB als erfüllt geltenkönnen, 
\im eine Trennung des Kindes von der Familie durch das Jugend- 
amt zu vermeiden? 

Der § 1666 BGB sieht vor, daß das Vormundschaftsgericht die zur 
Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen 
hat, wenn das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kin- 
des durch mißbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch 
Vernachlässigung des Kindes, durch unverschuldetes Versagen 
der Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten gefährdet wird 
und die Eltern nicht gewült oder nicht in der Lage sind, die Gefahr 
abzuwenden. 

Der in § 1666 a BGB verankerte Vorrang von Hilfen gegenüber 
staatlichen Eingriffen zur Abwehr von Gefahren für das Kindes- 
wohl ist nicht auf bestimmte Hilfeformen beschränkt und nicht nur 
an das Jugendamt gerichtet, sondern umfaßt alle nichtstaatlichen 
und staatlichen Hilfen, die geeignet sind, dieses Ziel zu erreichen. 
Im Vordergrund stehen dabei Angebote der Beratung für junge 
Menschen imd ihre Familien, familienorientierte Betreuungsan- 
gebote für Kinder alleinerziehender Eltemteüe, sozoalpädago- 
gische Famüienhüfen imd andere Formen familienorientierter 
Erziehungshilfen. Die gesetzliche Voraussetzung dafür, daß 
solche Hilfen in einem stärkeren Maße von freien imd öffentlichen 
Trägem angeboten werden, soU durch die Neuordnung des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes in der nächsten Legislaturperiode 
geschaffen werden. 

Da die Unterbringung eines Kindes oder Jugendlichen außerhalb 
seiner ursprünglichen Familie nüt der Trennung von seinen Eltern 
die weitestgehende Jugendhilfemaßneihme überhaupt darsteUt, 
sollten solche Fremdplazierungen grundsätzlich nur dann vorge- 
nommen werden, wenn die eigene Familie auch bei zusätzlicher 
Stützung im Rahmen anderer Hilfen die Erziehung des Kindes 
nicht leisten kahn. 


4. Wie häufig sind erzwungene, dauerhafte Fremdimterbringungen 
für betroffene mißhandelte Kinder? 

Welche Institutionen sind bei der Unterbringung beteiligt? 
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Wie bewertet die Bundesregierung den Erfolg solcher Maßnah- 
men, und welche Aussagen kann sie über die weitere Entwicklung 
dieser Kinder machen? 

An der Unterbringung sind in der Regel die Jugendämter betei- 
ligt, es sei denn, vom Gesundheitsamt erfolgt die Einweisimg 
aufgnmd einer nach den Vorschriften des BSHG definierten 
Behinderung in ein Heim. Nachuntersuchimgen über Dauerschä- 
digrmgen \md Spätfolgen bei nüßhandelten Kindern sind der 
Bimdesregierung nicht bekannt, da der Bimd hier keine Zustän- 
digkeiten hat. 


5. Wie beurteüt die Bundesregienmg die Grundsätze, Arbeitsweisen 
und Ergebnisse der im Umkreis der Kinderschutzzentren entwik- 
kelten Kinderschutzarbeit? 

Neuere Konzepte der Kinderschutzarbeit stellen den Schutz des 
Kindes in seiner Familie in den Vordergrund ihrer Arbeit. Sie 
zielen darauf ab zu vermeiden, den Eltern das Sorgerecht zu 
entziehen, weil damit für das Kind oder den Jugendlichen die 
Einweisung ins Heim verbxmden ist. Dies schließt Kriseninterven- 
tionen und eine Heimeinweisung keinesfalls aus. 

Die vorliegenden Berichte über Kinderschutzzentren zeigen, daß 
die Erfahnmgen aber noch keineswegs ausreichen, sich schon 
jetzt auf bestimmte Arbeitsformen und Organisationsstrukturen 
der Kinderschutzarbeit festzulegen. Zur Zeit kommt es vor allem 
darauf an, den Vorrang der Hilfe vor Strafe und den Vorrang einer 
Erhaltung der Familie vor ihrer Auflösung geltend zu machen und 
im übrigen möglichst viele Arbeits- und Organisationsformen zu 
erproben. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, den Grundsatz „Hilfe statt Strafe" 
in ihrer Öffentlichkeitsarbeit über die von ihr finanziell unterstütz- 
te Femsehserie des ZDF hinaus in ihre Öffentlichkeitsarbeit zu 
propagieren? 

Erkennt die Bundesregierung an, daß sie in ihrer Öffentlichkeits- 
arbeit zu diesen Themen Projekte und Programme fördern muß, die 
Kindesmißhandlung als das Resultat einer Überforderungslage 
erkennen lassen? 

Dem Gnmdsatz „Hilfe statt Strafe" wird zunehmend mehr Bedeu- 
tung beigemessen. Einer Zuordnung derartiger Hilfen zu den 
Jugendämtern steht weniger eine bürokratische „Struktur des 
Verwaltungshandelns" (Frage IV.2) entgegen, als vielmehr der 
Umstand, daß Betroffene bei Behörden die im Vorwort der 
Anfrage genannten „straf- bzw. maßnahmenbezogenen Hand- 
limgsstrategien" vermuten, so ungerechtfertigt das in der Regel 
auch sein mag. 

Bezüglich der öffentiichkeitsarbeit verweist die Bundesregierung 
auf ihre Antwort zur Frage X.1 in der Großen Anfrage zur 
„Lebenssituation der Kinder in der Bimdesrepublik Deutschland" , 
Drucksache 10/4623. 
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7. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß Kinderschutzzentren die 
beste Gewähr für den Schutz der betroffenen Kinder bieten, weil 
ihre Arbeit sich durch folgende Kennzeichnung auszeichnet: 

a) offenes und leicht zugängliches Angebot, 

b) freiwillige Nutzung von den Betroffenen, 

c) nicht behördliche Hüfen wie Kinderschutzzentren in freige- 
meinnützigen Trägerschaften? 

8. Was tut die Bundesregierung, um solche umfassenden Hilfsange- 
bote in der Bimdesrepublik Deutschland zur Geltung imd Weiter- 
entwicklung zu verhelfen? 


Wie bereits in der Antwort zu Frage IV.5 dargelegt ist, geht die 
Bundesregierung davon aus, daß die Arbeitsformen und Organi- 
sationsstrukturen von Kinderschutzzentren eine Form der Kinder- 
schutzarbeit darstellen. Es ist im übrigen Aufgabe der Bimdeslän- 
der zu entscheiden, welchen Formen der Kinderschutzarbeit sie 
Priorität einräumen. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, betroffenen Familien ein breiteres 
Hilfsangebot zu bieten, indem sie solche freigemeinnützigen Pro- 
jekte imterstützt? 


Diese Frage ist durch die Antwort auf die Frage IV. 3 bereits 
beantwortet. 


10. Wie beurteüt die Bundesregienmg Erfahnmgen, daß eine Melde- 
pflicht für Ärzte, Lehrer imd Erzieher nicht als ein Mittel der Hilfe 
für betroffene Famüien angesehen werden und damit auch nicht 
die Dunkelziffer verringert werden kann, imd deiß insbesondere 
Familien am Aufsuchen von Hilfseinrichtungen behindert würden 
und ein mögliches Vertrauensverhältnis zwischen Famüien und 
Helfern beeinträchtigt würde? 

a) Erkennt die Bundesregierung außerdem an, daß ein Zeugnis- 
verweigerungsrecht für Mitarbeiter von öffentlichen sozialen 
Diensten den Zugang dieser Hilfseinrichtungen für betroffene 
Famüien erleichtern würde? 

b) Wie beurteüt die Bimdesregierung aufgrund dieser Erkennt- 
nisse Bestrebimgen, z. B. von seiten der SPD, die Meldepflicht 
einzuführen? 

c) Teüt sie mit uns die Auffassung, daß eine kinderschutzpoliti- 
sche Priorität darin besteht, die betroffenen Berufsgruppen im 
Erkeniien und der Hüfen imd Kooperation fachlich zu stärken 
und darüber die Zahl der hilfesuchenden Familien zu vergrö- 
ßern? 


Zur Frage einer Meldepflicht (Frage X.2) hat die Bundesregierung 
in ihrer Antwort auf die Große Anfrage zur „Lebenssituationen 
der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland", Drucksache 10/ 
4623, bereits SteUimg bezogen. Die Bimdesregierung sieht keine 
Veranlassung, von dieser Stellungnahme abzurücken. 

Bei der Gewährung von Zeugnisverweigerungsrechten ist der 
Gesetzgeber nicht frei. Jede Ausdehnung von Zeugnisverweige- 
rungsrechten schränkt die Beweismöglichkeiten der Strafverfol- 
gimgsbehörden zur Erhärtung oder Widerlegung des Verdachts 
strafbarer Handlungen ein und erhöht die Gefahr von Fehlurtei- 
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len. Daratif hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei- 
dung vom 19. Juni 1972 (BVerfGE 33, 367) hingewiesen. Nach den 
Ausfühnmgen des Bimdesverfassungsgerichts setzt das Rechts- 
staatsprinzip dem Gesetzgeber bei der Erweiterung von Zeugnis- 
verweigerungsrechten enge Grenzen. Die Einräumung von Aus- 
sageverweigerungsbefugnissen aus beruflichen Gründen bedürfe 
stets einer besonderen Legitimation, um vor der Verfassxmg 
Bestand zu haben. 

Diese besondere Legitimation ist nach Auffassung der Bundesre- 
gierung bei Mitarbeitern von öffentiichen und sozialen Diensten 
nicht ohne weiteres zu bejahen. Mitarbeiter von öffentiichen 
sozialen Diensten nehmen sehr unterschiedliche Aufgaben wahr 
und sind zumindest nicht in der ganzen Bandbreite ihrer Tätigkeit 
auf den Schutz eines Vertrauensverhältnisses angewiesen. Daraus 
folgt, daß schon innerhalb der Berufsgruppe der Mitarbeiter von 
öffentiichen sozialen Diensten verschiedene Maßstäbe anzulegen 
wären. 

Nach den Ausführungen des Bimdesverfassimgsgerichts hat der 
Gesetzgeber nur den Vertretern solcher Berufe ein Zeugnisver- 
weigerungsrecht zuerkannt, bei denen sich kraft der Natur der 
Sache oder gemeinsam für verbindlich erachteter imd darum 
befolgter Regeln standesgemäßen Verhaltens feste, von der 
Gemeinschaft gebilligte Maßstäbe dafür entwickelt haben, wo ein 
Berufsgeheimnis besteht und inwieweit es Schweigen gebietet. 
Diese Voraussetzungen dürften bei Mitarbeitern von öffentiichen 
sozialen Diensten nicht gegeben sein. Es fehlt - zunündest über- 
wiegend - an öffentiich-rechtiich verfaßten Standesvertretimgen 
xmd Berufs- imd Ehrengerichten, die in der Lage wären, beruf- 
liche Verschwiegenheit zum Standesgebot zu erheben, ihre 
Beachtimg zu überwachen xmd ihre Verletzung mit den Mitteln 
berufsständischen Disziplinarrechts zu ahnden. 


11. Der Abschlußbericht des Modellversuchs zeigt, daß für eine wirk- 
same und umfassende Hilfe ein Verbund ambulanter und stationä- 
rer Hilfen notwendig ist, wie ihn das Kinderschutzzentrum Berlin 
praktiziert. 

Ist die Bimdesregienmg bereit, die Einrichtung solcher Verbund- 
hüfen über die Modelifinanzierung hinaus zu unterstützen? Welche 
konkreten Vorstellungen über solche finanzielle Unterstützung hat 
die Bundesregierung? Wird sich die Bimdesregienmg dafür einset- 
zen, daß Länder und Gemeinden dafür ihre finanziellen Möglich- 
keiten ausschöpfen? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, wie der Abschlußbericht des 
Modellprojektes vorschlägt, sich bei der Einrichtung von Über- 
gangskrisenunterkünften für eine Block- bzw. Projektfinanzierung 
einzusetzen, wie es in den Kinderschutzzentren Berlin und Güters- 
loh modellhaft realisiert wurde? 


Wie in der Antwort axif die Frage rv.7 xmd 8 bereits dargelegt, 
sieht die Bxmdesregierxmg in der Arbeit der Kinderschutzzentren 
einen Beitrag in der Hüfe für mißhandelte Kinder. Sie hält es aber 
darüber hinaus für notwendig, daß möglichst viele xmterschiedli- 
che Konzepte erprobt werden sollten. 
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Die Bundesregierung weist darauf in, daß die Zuständigkeit des 
Bundes auf die Finanzierung von Modellprojekten beschränkt ist. 
Es ist Aufgabe der Länder und Kommunen, die Arbeit vor Ort zu 
fördern imd um eine Anschlußfinanzierung vom Bimd geförderter 
Modellprojekte besorgt zu sein. 


V. Präventiver Kinderschutz 

1. Ist die Bundesregierung bereit, im präventiven Bereich und in der 
Krisenhilfe bei Kindesmißhandlungen Schritte zur Überwindung 
struktureller Probleme im Bereich der sozialen Dienste zu unterneh- 
men und bürokratische Handlungsvorschriften abzubauen? 

Ist sie insbesondere bereit, Prograitime zur Prävention, zum Erken- 
nen und zur Krisenhilfe sowie zur Kooperation der sozialen Dienste 
zu fördern? 

Wenn ja, wie? 

Die Bundesregierung mißt der Überwindimg struktureller Pro- 
bleme im Bereich der sozialen Dienste zur Verbesserung des 
Kinderschutzes große Bedeutung bei. 

Die nähere Ausgestaltung des Vollzugs des Jugendwohlfahrtsge- 
setzes und anderer Bimdesgesetze ist jedoch Sache der Länder, 
die Organisation der sozialen Dienste Sache der Kommunen im 
Rahmen ihrer Personal- und Organisationshoheit. Die Bundesre- 
gierung wird konkrete Hinweise zum Anlaß nehmen, bei Ländern 
und kommunalen Spitzenverbänden entsprechende Verbesserun- 
gen anzuregen. 


2. Wie beurteüt die Bundesre0erung ein Ergebnis des Modellversuchs 
„Hilfen für Kinder in Notlagen", wonach die Sozialarbeiter der 
Jugendämter und des allgemeinen Sozialdienstes für die schwierige 
sozialtherapeutische Arbeit mit Multiproblemfamilien nicht ausrei- 
chend ausgebüdet sind? 

Ist die Bimdesregierung bereit, sich für die Durchfühnmg eines 
effektiven und langfristigen „Sonderförderungsprogramms Fami- 
lienhilfe" zur Qualifizierung dieser Sozialarbeiter einzusetzen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, zur Stärkung der präventiven Mög- 
lichkeiten, der beratungspraktischen Arbeit und der Kooperation der 
verschiedenen Dienste in der Hilfe bei Kindesmißhandlung Weiter- 
büdungsprogramme für die betreffenden Berufsgruppen (Ärzte/ 
innen. Erzieher/innen, Schulpsychologen/-psycholo0nnen, Erzie- 
hungsberater/innen und Lehrer/innen) zu finanzieren? Ist sie des 
weiteren bereit, sich für eine angemessene Berücksichtigung von 
entsprechenden Ausbüdungsschwerpunkten in der Regel Ausbü- 
dung der oben genannten Berufe einzusetzen? 


Die Ergebnisse des Berichts über den Modellversuch „Hilfen für 
Kinder in Notlagen" bieten eine Grundlage für Aus- und Fortbü- 
dungsmaßnahmen in diesem Bereich. Die Bundesregierung ist 
jedoch der Ansicht, daß für gezielte Aus- und Fortbüdungspro- 
gramme noch weitere Unterlagen und Materiahen erforderhch 
sind. Sie hält Angebote zur Vorbeugung gegen Kindesmißhand- 
lung und zur Bewältigung entsprechenden Verhaltens im Ver- 
bund mit lebenspraktischen und sozialen Hilfen für notwendig. 
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Diese sollten Teil eines vielfältigen, problemangemessenen Hilfe- 
verbtmdes sein. Neben der direkten Hilfe für von Kindesmißhand- 
limg Betroffene ist die Aus- imd Fortbildung von Sozialarbeitern, 
Psychologen, Lehrern, Ärzten und Erziehern erforderlich. Trag- 
bare Konzepte sind hier gemeinscun von Btmd, Ländern und 
Gemeinden vmter Beteiligung der in diesem Bereich Tätigen imd 
unter Zugrundelegtmg der Ergebnisse der von der Bundesregie- 
rung geförderten Modellmaßnahmen zu entwickeln. Deshalb wird 
der Bimdesminister für Jugend, Familie und Gestmdheit zunächst 
eine Fachtagung durchführen, die der Bestandsaufnahme der 
vielfältigen Ansätze in der Kinderschutzarbeit dienen und einen 
breiteren Einstieg in die Problematik der Kindesmißhandlung 
ermögüchen soll. 


4. Inwieweit ist nach Meinung der Bvuidesregierung die bestehende 
Symptomorientierung des Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG) in dem 
inzwischen vorliegenden Entwurf für eine Novellienmg vertretbar, 
bei dem Hilfe erst bei bestehender Vernachlässigung \ind Beein- 
trächtigung des „Kindeswohls" einsetzen? Hält die Bundesregienmg 
angesichts der Verschärfung der gesellschaftlichen Situation von 
Kindern diesen finanziellen Rückzug für verantwortbar, oder sieht 
sie, wie die verschiedensten Jugendverbände, die Notwendigkeit, 
diesen veränderten Bedingungen in einem neuen Jugendhilfegesetz 
Rechnung tragen zu müssen, um ihnen damit offensiv begegnen zu 
köimen? 


Das Jugendwohlfahrtsgesetz enthält eine große Palette von Lei- 
stungen und Hüfen mit dem Ziele, die Erziehimg von Kindern und 
Jugendlichen in der Familie zu unterstützen imd zu ergänzen. Das 
Gesetz sieht für die einzelnen Leistungen der jeweiligen Situation 
entsprechende unterschiedliche Zugangsvoraussetzimgen vor. 
Während etwa Angebote der Jugendarbeit oder der Besuch des 
Kindergartens jedem Kind bzw. Jugendlichen offenstehen, setzen 
erzieherische Hüfen, wie^ z.B. sozialpädagogische Famüienhüfe, 
Erziehungsbeistandschaft, Unterbringimg außerhalb der eigenen 
Familie in Pflegestellen oder einer Einrichtimg einen konkreten 
erzieherischen Bedarf voraus, der das Tätigwerden der öffentli- 
chen Jugendhüfe erfordert und rechtfertigt. 

Der Referentenentwurf 1984 zur Novellierung des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes hatte für den Bereich erzieherischer Hilfen in Ein- 
klang mit dem Regienmgsentwurf 1979 zur Reform des Jugend- 
hilf erechts die Kriterien „Gefährdung oder Störung der Entwick- 
lung" vorgesehen. Aufgrund der Stellungnahmen von Ländern 
und Verbänden wurde im überarbeiteten Referentenentwurf die 
Leistung der genannten erzieherischen Hilfen daran geknüpft, 
daß eine dem Wohl des Minderjährigen entsprechende Erziehung 
nicht gewährleistet ist und die Hilfe geeignet und notwendig ist. 
Diese Formulierung trägt dem Anspruch einer offensiven Jugend- 
hilfe in voUem Umfang Rechnung, ohne andererseits jedes Kind 
und jeden Jugendlichen zum Klienten der Jugendhilfe zu 
machen. Daß mit diesem Gesetzentwurf kein finanzieller Rückzug 
verbunden war, wird daraus deutlich, daß er von verschiedenen 
Seiten wegen seiner finanziellen Belastungen für Gemeinden und 
Länder abgelehnt worden ist. 
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5. Wie bexirteüt die Bundesregierung die gegenwärtige Forschungs- 
lage von Kindesnüßhandlung und -Vernachlässigung bezüglich ihrer 
Prävention und Hilfe? 


Die bisher vorliegenden Forschungsergebnisse zum Thema Kin- 
desmißhandlung und -Vernachlässigung geben wichtige Hin- 
weise für einen präventiven Kinderschutz und bieten gute 
Ansätze im konkret notwendigen Fall von Hilfe. Die Bundesregie- 
rung erkennt aber auch die unterschiedlichen Forschungsansätze 
und die daraus folgenden Konsequenzen, die allgemein gesell- 
schaftlich noch nicht konsensfähig sind. Mit der in der Antwort zu 
Frage V.3 genannten Fachtagimg erwartet die Bundesregienmg 
auch einen wichtigen Schritt in diese Richtung. 


6. Ist sie bereit, vde der Abschlußbericht des Modellversuchs »Hilfen 
für Kinder in Notlagen" vorschlägt, eine weitergehende Erforschung 
des ersten Lebehqahres von Kindern und die Ursache von Kindes- 
vemachlässigung zu unterstützen? 

Die sozialwissenschaftliche Forschung zum gesamten Problembe- 
reich der Gewalt in der Gesellschaft ist noch nicht ausreichend. 
Die Bundesregierung behält sich vor, im Anschluß an die ge- 
nannte Fachtagung weitere Forschungsaufträge zu vergeben. 


7. Ist sie bereit, weitere Forschungen zu den Themen 

— Bedingungen des Scheitems von frühen Ehebeziehungen, 

— sexueller Mißbrauch, 

— Therapie und Beratung von Familien mit Gewal^roblemen, 

— sozialstrukturelle und faihiliendynamische Bedingungen von 
Familienkrisen, 

— Funktionsverlust der Familie 
zu imterstützen bzw. in Auftrag zu geben? 

Der Bundesminister für Jugend," Familie und Gesimdheit unter- 
stützt bereits bzw. plant Forschimgsvorhaben in den Bereichen 

— Ursachen von Gewalt, 

— Hilfsangebote imd Therapie für gewaltanwendehde Männer, 

— Hilfsangebote für mißhandelte Frauen imd ihre Kinder sowie 
für hilfesuchende Mädchen, 

— mißhandelte Mädchen. 


8. Ist die Bimdesregienmg bereit, 

a) die Einrichtung von stationären Ubergangseinrichtungen und 
Unterkünften f& mißhandelte Kinder in den Kinderschutzzentren 
Bremen, Köln, München uiid Mainz zu betreiben und für die 
finanzielle Konsolidierung der ambulanten Arbeit aller bestehen- 
den Zentren einzutreten, 
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b) zur Verbesserung des Hilfsangebotes in den Ballungsgebieten 
der Bundesrepublik Deutschland, z. B. im Ruhrgebiet, Hamburg, 
Rhein-Main-Gebiet, Stuttgart und Nürnberg, aber auch zur Ver- 
besserung flächenüecker- 1er Versorgung psychosozial randstän- 
diger Gebiete (z. B. Münsterland) weitere Kinderschutzzentren 
einzurichten? 

Die Bundesregierung setzt sich sehr nachhaltig in vielfältiger 
Weise und mit hohem finanziellen Aufwand für' eine Verbesse- 
rung der familiären Rahmenbedingungen ein. Sie arbeitet für eine 
kindel’- und familienfreundliche Umwelt, damit die Probleme der 
. Kindesmißhändlung und -Vernachlässigung nach Möglichkeit 
nicht Vorkommen. Bimd, Länder und Kommunen sind bestrebt, 
überall dort schnell und unbürokratisch zu helfen, wenn Kinder 
unter dem Verhalten ihrer Eltern oder Erziehungsberechtigten 
leiden müssen. 

Vorrang genießt für die Bundesregierung, die Famüien so zu 
schützen, zu stärken und zu fördern, daß sie in die Lage versetzt 
werden, Problenie aus eigener Kraft zu bewältigen. 

Diese vorrangige 2^elsetzimg ihres- poütischen Handelns hegt im 
Auftrag des Artikels 6 GG begründet. Hier stehen audi die Länder 
und die Kommunen in der Verantwortung. Es ist ihre Aufgabe rmd 
ihre Pflicht, falls dies erforderhch ist, weitere Hilfsangebote und 
-maßncihinen zu initiieren uiid zu fördern. Die Bimdesregierung 
wird die in dieser Legislaturperiode begonnene grundlegende 
Verbesserung der Lebenssituation von Famüien imd damit auch 
der Kinder in der nächsten Legislaturperiode gezielt fortsetzen. 

hn übrigen -wird auf die Antwort zu den Fragen FV.ll imd 12 
verwiesen. 
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